
Fachtag 04.03.2026
„Bildung statt Abschiebung“

Workshop 4: 
Politische Handlungsmöglichkeiten auf Kommunal- und Landesebene 

(ergänzte Fassung: inkl. Hinweise aus der Workshop-Runde)
Lea Rosenberg, Der Paritätische Hessen



Vom Unwort des Jahres zum „Qualitätssiegel“?

Agenda
• Anti-Abschiebe-Industrie: vom Schimpfwort zur Selbstbezeichnung?
• vom Abschiebe-Dogma zum gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 

Gegen-Konsens?
• vom Ehrenamt zum „industriellen“ Hauptamt?
• von Halbwahrheiten zur zivilgesellschaftlichen Aufklärung?
• Widerstand (sichtbar und narrativ)
• weitere politische Handlungsmöglichkeiten auf Landes- und 

Kommunalebene (inkl. abschiebungsfreie Räume?)

• 3 Fragen für das Podium heute

https://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/unwort-des-jahres-2018-anti-abschiebe-industrie-a-1248083.html


Anti-Abschiebe-Industrie: 
vom Schimpfwort zur Selbstbezeichnung?

Resolution des Bündnisses
(sichtbar) unterschreiben!

Quelle: Süddeutsche; 
Transparent: Jugendliche ohne Grenzen

https://www.gew-hessen.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=10220&token=0b8df557e8d11d4300d1d92947c5e99038b0a688
https://www.gew-hessen.de/bildung-statt-abschiebung
https://www.sueddeutsche.de/panorama/leserdiskussion-was-halten-sie-vom-unwort-des-jahres-1.4288394
https://www.sueddeutsche.de/panorama/leserdiskussion-was-halten-sie-vom-unwort-des-jahres-1.4288394


Anti-Abschiebe-Industrie: 
vom Schimpfwort zur Selbstbezeichnung/Mode?

Zum GEW-Shop

Verkaufspreise = Selbstkostenpreise!

https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf
https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf
https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf


vom Abschiebdogma zum gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Gegen-Konsens?

https://www.zeit.de/wirtschaft/2026-01/bildung-gefluechtete-investitionen-armut-migration
https://www.welt.de/wirtschaft/article153220547/DIW-Chef-Fratzscher-Fluechtlinge-werden-Renten-der-Babyboomer-zahlen.html
https://www.hessenschau.de/gesellschaft/ausgebildet-integriert--und-abgeschoben-offenbacher-kita-erzieherin-muss-ploetzlich-gehen-v1,erzieherin-abgeschoben-102.html
https://www.fes.de/studie-ohne-sie-geht-nichts-mehr
https://www.hessenschau.de/gesellschaft/ausgebildet-integriert--und-abgeschoben-offenbacher-kita-erzieherin-muss-ploetzlich-gehen-v1,erzieherin-abgeschoben-102.html


vom Ehrenamt zum „industriellen“ Hauptamt? 
Hessischer KOAV Einzelfallberatung: 

bis jetzt keine (flächendeckende) 
Umsetzung in Hessen

bis jetzt keine (flächendeckende) 
Umsetzung in Hessen

Abschiebungen an sich 
überlasten! Nicht nur Kommunen 

sondern auch Schule, Arbeit, 
Ehrenamt,  Polizei  etc.

Bethke/Rosenberg: kritische Analyse des Kapitels 4 des hessischen Koalitionsvertrages, Januar 2024

WIR-Vielfaltszentren:
Förderung der Kommunen und 

KEINE aufenthaltsrechtliche 
Einzelfallberatung

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Vorher: bis einschl. 01.08.2018  31.12.2022

https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Publikationen/2024-02-02_KOAV_Begleitanalyse_Integration__Parit%C3%A4t-Diakonie-Bumf-hfr_.pdf


vom Ehrenamt zum „industriellen“ Hauptamt? 
Was braucht es dazu?

• ohne Ehrenamt geht es nicht!
• Hauptamtliche in der Beratung (NICHT Betreuung) gibt es zu wenig (v. a. in Hessen)
• zahlreiche Ehrenamtliche fragen seit vielen Jahren aufenthaltsrechtlich 

versierte, hauptamtliche Koordination und Begleitung an
• NGO-Angebot an aufenthaltsrechtlichen Schulungen wird nicht gefördert 

(z. B. hessische Fobi-Reihe „QMFA-Qualifizierter mit Flüchtlingen arbeiten“)
• die „Ausbildung“ Ehrenamtlicher im WIR-Landesprogramm 

„Integrationslots*innen“ entspricht nicht der Nachfrage von in der 
Flüchtlingshilfe Engagierten

• Ehrenamt braucht ausreichend inhaltlich qualifiziertes Hauptamt!

Von „Industrie“ kann (leider) keine Rede sein!



vom Ehrenamt zum „industriellen“ Hauptamt?
Best-Practice Stadt Wiesbaden
• eine qualifizierte Bleiberechtsberatung ist behördenunabhängig (keine 

kommunal angestellten MA), staatlich gefördert und kooperiert eng mit 
den örtlichen Behörden

• Sie sollte ausreichend Kapazitäten haben, um Ehrenamtliche einzubinden
• Best Practice Hessen: Wiesbaden



Vom Ehrenamt zum „industriellen“ Hauptamt? 
Frankfurt folgt Wiesbaden

Achtung bei der Auswahl eines geeigneten freien Trägers!



von Halbwahrheiten zur 
zivilgesellschaftlichen Aufklärung?

Wer ausreisepflichtig ist, muss unser Land auch wieder verlassen.“ 
R. Poseck, 15.01.2026

https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17
https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17
https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17


von Halbwahrheiten zur 
zivilgesellschaftlichen Aufklärung?

© Maria Bethke, Diakonie Hessen

aufenthaltsrechtlich: nein!

„Wer ausreisepflichtig ist, muss unser Land auch wieder 
verlassen.“ 

Aber: In Hessen werden immer 
öfter Duldungspapiere durch 

zentrale ABHen (ZABs) verweigert!



von Halbwahrheiten zur 
zivilgesellschaftlichen Aufklärung?
Es braucht mehr „Allgemeinwissen“ (Basiswissen) über die 
Bleiberechtsregelungen für Geduldete im Aufenthaltsrecht: 
- bei Ehrenamtlichen
- bei Hauptamtlichen, auch außerhalb Migrations-/Flüchtlingsarbeit
- bei (Fach-)Politiker*innen aller demokratischen Parteien/Fraktionen 

auf allen föderalen Ebenen
- bei den Medien
- beim Hessischen Innenminister



von Halbwahrheiten zur 
zivilgesellschaftlichen Aufklärung?

Achtung: An manchen Stellen ggf. rechtlich überholt, zur ersten Orientierung aber noch geeignet

https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2024-09_Diakonie_Deutschland_Checklisten_zu_Bleiberechten.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/ausbildungsduldung-2020_web.pdf


von Halbwahrheiten zur 
zivilgesellschaftlichen Aufklärung?
Petitions- und Härtefalleingabe
• rechtzeitig, aber nicht zu früh handeln
• Wissen, wie es geht
• vorbereitet sein
• Verantwortung übernehmen, ohne sich zu

überfordern



Sichtbarer Widerstand

Solche Online-Petitionen haben keine rechtliche Wirkung, 
aber hohe politische und solidarische Signalwirkung!

https://www.hessenschau.de/gesellschaft/demo-vor-schule-in-marburg-fuer-abgeschobenen-kurden-v2,abschiebung-marburg-demo-100.html
https://innn.it/holtamirazurueck


Narrativer Widerstand – Bsp. Paritätischer Hessen

Äußert sich Dein Verband/NGO 
zu/gegen Abschiebungen?

https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Pressemeldungen/PM_Abschiebungen-15.07.2025.pdf


Narrativer Widerstand – Bsp. Diakonie Hessen

https://menschen-wie-wir.de/


Narrativer Widerstand – Bsp. Frankfurt

https://www.fr.de/frankfurt/frankfurter-kinderschutzbund-kritisiert-abschiebungen-junger-gefluechteter-94046065.html
https://fr-hessen.de/2025/09/19/frankfurter-position-gegen-abschiebungen-von-minderjaehrigen-und-jungen-volljaehrigen/


Politische Handlungsmöglichkeiten – 
kommunale Ebene: Bsp. Groß-Gerau

Kreistag Groß-Gerau schließt 
sich dem Bündnis 

„Bildung statt Abschiebung“
an!

siehe ab 3:05:40

CDU, FDP und AFD dagegen, Freie Wähler haben sich enthalten

https://www.youtube.com/watch?v=vOD3uN_021Y


Politische Handlungsmöglichkeiten – 
kommunale Ebene: Bsp. Groß-Gerau



Politische Handlungsmöglichkeiten-
abschiebungsfreie Räume?
• Abschiebungen direkt aus lokalen ABHen (Büro-/Behördenabschiebungen): nicht 

verboten
• Abschiebungen aus Kita, Schule, Krankenhäuser: verhältnismäßig? Mitbetroffenheit 

anderer Kinder, Mitschüler*innen, Patient*innen!
• Für den Abschiebungsvorgang selbst (Vorbereitung, Planung, Durchführung) ist in 

Hessen NICHT die lokale ABH zuständig, sondern die Zentrale ABH im zuständigen 
Regierungspräsidium (RP)

• die ZABs fordern lokale ABHen zunehmend auf, bestimmte Personen unter dem 
Vorwand der Duldungsverlängerung einzuladen – um die Polizei im Nebenraum warten 
zu lassen

• moralisch und berufsethisch vertretbar, eine Person unter einem anderen Vorwand in 
die Behörde einzubestellen, um sie dann abzuschieben (sollte eine Behörde „lügen“ 
zugunsten der Durchsetzung der Ausreisepflicht?)

• U. a. in Frankfurt wird der „Ausweg“ gewählt, Personen nicht in, sondern vor/unmittelbar 
außerhalb der Behörde abholen zu lassen  „sichere“ Räume helfen nur bedingt



Politische Handlungsmöglichkeiten-
abschiebungsfreie Räume?

Dann das Gesetz auf 
Bundesebene ändern? 

Why not?

https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf
https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf
https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf


Politische Handlungsmöglichkeiten – 
Landesebene 

Mantra auf Landesebene: 
„Für das Aufenthaltsgesetz ist der Bund zuständig. Wir muss uns an die Gesetze halten.“

Richtig ist: 
• Gesetzgebungskompetenz beim Bund (Art. 73 Abs. 1. Nr. 3 Grundgesetz); Ausführung bei Ländern als „eigene Angelegenheit  (Art. 83 GG)

• „konkurrierende“ Gesetzgebung Bund-Länder  (Art. 74 Nr. 4 GG)

• § 71 Abs. 1 AufenthG – Zuständigkeit
„Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in 
anderen Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass f
die für einzelne Aufgaben nur eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Nach Satz 2 kann durch die zuständigen Stellen der 
betroffenen Länder auch geregelt werden, dass den Ausländerbehörden eines Landes für die Bezirke von Ausländerbehörden verschiedener Länder 
Aufgaben zugeordnet werden. Für die Vollziehung von Abschiebungen ist in den Ländern jeweils eine zentral zuständige Stelle zu bestimmen. […]“

• Das Aufenthaltsgesetz enthält in den Bleiberechtsregelungen zahlreiche Auslegungs- und Ermessensspielräume. 
Genau hier liegt eine klare Kompetenz der lokalen/zentralen Ausländerbehörden UND des hessischen Innenministeriums, ZUGUNSTEN 
der Betroffenen zu entscheiden (ABHen) und – auch zur Entlastung der ABHen – sog. Anwendungshinweise/Erlasse etc. auf 
Landesebene zu formulieren (hess. Innenministerium), um Ermessensspielräume positiv zu nutzen. 

• Praxis in Hessen: Entweder gibt es keine Anwendungshinweise (z. B. zu § 25a und § 25b AufenthG) oder sie formulieren überwiegend die 
Verweigerung von Rechten (z. B. Duldungspapieren). 
Und: Anwendungshinweise, Rundschreiben etc. vom HMdI oder den Regierungspräsidien an die ABH werden NICHT in jedem Fall an 
NGOs weitergegeben!



Politische Handlungsmöglichkeiten – 
Landesebene (andere Länder andere Sitten)

Landeserlass Thüringen: Hohe Hürden für Abschiebungen aus Jugendhilfe 
– warum nicht in Hessen?

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://media.frag-den-staat.de/files/foi/722234/2021-03-11-abschiebungen-aus-jugendhilfeeinrichtungen.pdf&ved=2ahUKEwi8g7WLhISTAxX49rsIHaVXIfMQFnoECCEQAQ&usg=AOvVaw2VNJETMds351nlj1pTKnLv
https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Publikationen/2024-02-02_KOAV_Begleitanalyse_Integration__Parit%C3%A4t-Diakonie-Bumf-hfr_.pdf


Politische Handlungsmöglichkeiten – 
Bundesebene: Bundes-KOAV

Auf so eine schlechte Regelung freut sich niemand! 
Wenigstens steht schon das Außerkrafttreten fest, bevor ein Gesetzentwurf vorliegt, der in Kraft treten könnte…



politische  Handlungsmöglichkeiten 
– vom Land zum Bund

von einem Bundesland

zum 
(guten)

Gesetz?

§ ?

https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/26/1062/1062-pk.html#top-11
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0001-0100/14-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1


politische  Handlungsmöglichkeiten – 
Landesebene: Bsp. Hessen (wie man es nicht macht)

Laut hessischem Innenministerium hat sich das 
Vorhaben mit  Änderung des Stichtags in der 

Beschäftigungsduldung auf Bundesebene erledigt

Wäre ohnehin eine sehr schlechte 
Regelung gewesen!



Mission Bleibeperspektive

https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/bleibeperspektive.pdf
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